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ie neue Berathung des Geſetzentwurfs betreffende hen Windes Staatsſtenern und der Denkſchrift
wie Weh Zedlitz Die Mehrheit im Hauſe ſteht auf

ein Stan Verzichts des Staates auf die Realſtenerndem Standpunkte des d tund der Ergänzung des Ausfalls durch die Ergänzuugsſteuer
Dieſe Stellungnahme wird die Rede des Abg Richter niemandem
verkümmern da ſie ſich weder durch Rechts noch durch Sach
kenntniß auszeichnete Von einem Geſchenk an den Großgrundbeſitz kann keine Rede ſein Jn den öſtlichen Provinzen wo der

Grundbeſitz vorwaltet wird man vielfach nicht ohne einen Zu
ſchlag von 25 30 Proz zu den Ertragsſteuern auskommen
Außerdem muß der Großgrundbeſitz Vermögensſtener zahlen
auch in Zukunft zu den Kreis und Provinziallaſten beitragen
die nach Aufhebung der lex Huene ſteigen werden Es iſt
nicht richtig daß die Hinterſoſſen nichts von der Aufhebung der
Realſteuern haben denn auch für dieſe wird der Grundbeſitzer
Kreisſteuern zahlen Viele dieſer Herren deren perſönliche
Verhältniſſe ich kenne werden an Vermögensſteuer weit mehr
zahlen müſſen als ihnen von den Realſteuern überwieſen wird

Üeberhaupt hat Abg Richter die Vortheile welche jetzt
den Bauern und Landgemeinden zutheil werden vollſtändig
außer acht gelaſſen Bei den Schul und Armenlaſten werden
die Großgrundbeſitzer ebenſo gut Lergngtzogen wie die Land
gemeinden Wo es nicht der Fall iſt gewährt die Land
gemeindeordnung Handhaben zur Aenderung und ich muß
mich wundern über die Behauptung des Abg Richter das
Abgeordnetenhaus habe die Möglichkeit einer zwangsweiſen Zu
ſammenlegung von Gutsbezirken und Gemeinden beſeitigt Das
beweiſt wie wenig er an den Verhandlungen des Hauſes über
dieſen Gegenſtand theilgenommen hat Gerade den kleinen Land
gemeinden werden die Vortheile dieſer Steuerreform zu gute kom
men Sie haben ungefähr einen Vortheil von 20 Millionen und
dagegen haben die übrigen Nachtheile nichts zu ſagen Der Abg
Richter hat als er davon ſprach die Hausbeſitzer in Berlin würden
in der Folge entlaſtet werden und in einem gleichen Artikel der
Freiſinnigen Zeitung überſehen daß in Zukunft die Hausbeſitzer

zumeiſt den Ausfall von 5 Millionen aus der lex Huene zu tragen
haben Es iſt alſo zie 2 die Hausbeſitzer durch dieſe
Reform ungebührlich entlaſtet werdench die Behauptung daß die Grund und Gebäudeſteuer ſich
zu einer Kommunalſteuer nicht eignet iſt für den weitaus größten
Theil der Gemeinden unzutreffend Die Annahme daß die Ge
meinden die Steuer nicht richtig verlheilen werden iſt ein Miß
trauensvotum namentlich bezüglich der bewährten Organiſation
Berlins Das Realſteuerſyſtem aber generell abzuändern iſt bei
der Vielgeſtaltigkeit unſerer Verhältniſſe gar nicht möglich Es
iſt gar keine Gefahr vorhanden daß der Grundbeſitz weniger als
der Gewerbebetrieb belaſtet wird Die zahlreichen Bierpaläſte
und großen Kaufhäuſer Berlins ſind doch ein Beweis daß die
Gewerbe nicht allzu hoch beſteuert ſind Auch das platte Land
iſt gegen die Städte keineswegs im Vortheil denn das platte
Land zahlt gegenwärtig 116 Proz mehr an Grund und Gebäude
ſteuer als an Einkommenſteuer

Eine theilweiſe Beibehaltung der lex Huene möchte auch ich
Jhnen zur Erwägung anheimgeben Jm übrigen glaube ich daß
gerade diejenigen Landestheile welche der wirthſchaftlichen Ent
wickelung bisher nicht haben folgen können durch die vorliegende
Reform einen bedeutenden Aufſchwung nehmen werden

Bezüglich der Vermögensſteuer erſcheint es mir undurchführbar
eine Unterſcheidung zwiſchen fundirtem und unfundirtem Ver
mögen innerhalb der Einkommenſteuer zu treffen denn die Ver
anlagung trennt nicht zwiſchen dem Arbeitseinkommen das auf
Jntelligenz und Fleiß beruht und wirklich fundirtem Vermögen
Es iſt ein Unrecht bei der Ergänzungsſteuer von einem Anſatz
zur Vermögenskonfiskation zu ſprechen Allein zu wünſchen iſt
daß die Veranlagung für die Vermögensſteuer auf fünf Jahre
erfolgtNeach alledem kann ich nur mein Einverſtändniß mit der von

der Regierung vorgeſchlagenen Reform erklären
Abg Dr Herrfurth fraktionslos Jch bedaure dem Vor

redner in ſeiner Begeiſterung nicht folgen zu können ich fürchte
daß ſeine Hoffnungen auf die Entwürfe ſich demnächſt als Jlluſion
ergeben werden Abg Richter Hört hört

Der von der Staatsregierung jetzt vorgelegte Plan iſt in den
Zeitungen als ein ſolcher bezeichnet worden welcher an Stelle
von halben Maßregeln ganze Arbeit zu ſchaffen beſtimmt ſei
Jch gebe zu der Plan wird nicht verfehlen nach allen Richtungen
hin beſtechend zu wirken Die Bedenken welche dieſer Plan bei
mir hervorruft richten ſich nicht ſowohl gegen die praktiſchen
Grundlagen des von der Regierung vorgeſchlagenen Syſtems als
gegen die praktiſchen Folgen deſſelben und finden ihre Begründung
nicht ausſchließlich in dem rein ſteuerlich finanziellen Theile
ſondern überwiegend in den Rückwirkungen welche dieſer Plan
auf das öffentliche Leben äußern muß in den politiſchen Folgen
von Geſetzen die ihrer Natur nach nicht politiſch ſind und ohne
Gefährdung ihrer Bedentung nicht politiſch ſein dürfen Die
Stellung zur Steuerreform iſt meines Erachtens keine Partei
frage und ſollte von keiner Seite zu einer Parteifrage gemacht
werden Sehr richtig

Der Plan der Reform hat viel Beſtechendes nicht blos des
wegen weil er vielen etwas manchem vieles Früngt ſondern
auch wegen des Reizes der Neuheit Denn es iſt ein Neueſtes
von dieſem Jahre Bis zu dieſem Jahre war ſeit circa zwei
Dezennien immer nur die Rede von der Ueberweiſung der
Grund und Gebäudeſteuer oder vielmehr eines Theiles der
ſelben an die kommunalen Verbände Auch die Rede des
Finanzminiſters von 1879 auf welche er ſelbſt Bezug nahm
ſprach nur von einer Ueberweiſung Jetzt bringt die Staats
regierung den Plan nicht einer Ueberweiſung ſondern eines
vollen Erlaſſes nicht einer Quote der Grund und Gebäude
ſtener ſondern der vollen Grund Gebäude Gewerbe und
Bergwerksſteuer Zur Begründung dieſes Planes bezieht ſich die
Regierung auf den Sinn und den Wortlaut des s 82 des Ein
kommenſteuergeſetzes in Verbindung mit der unerwarteten Höhe
des Mehrertrages der Einkommenſteuer
Ich kann nicht anerkennen daß hierin eine Rechtfertigung der

Nothwendigkeit des Planes liegt Allerdings wird in S 82 des
Einkommenſteuergeſetzes in erſter Linie in Ausſicht genommen
die Verwendung des Mehrertrages der neuen Einkommenſteuer
zur Beſeitigung der Grund und Gebändeſteuer als Staatsſteuer
und es wird nur mit einem beziehungsweiſe die Ueberweiſung
derſelben an kommunale Verbände in Ausſicht genommen Aber
daraus darf man nicht folgern daß der Erlaß durch dieſes Geſetz
in den Vordergrund die Ueberweiſung in den Hintergrund ge
tellt wird Das widerſpricht auch der ganzen Geſchichte des

Planes In dem urſprünglichen Entwurf der Staatsregierung
war in Uebereinſtimmung mit der communis opinio nur die
Ueberweiſung an kommunale Verbände in Ausſicht genommen
Hört hört links Die Kommiſſion und das Plenum waren da

mit vollſtändig einverſtanden Die Aenderung iſt aber bewirkt
im Herreuhauſe wo der Berichterſtatter ausdrücklich hervorhob
es ſei dabei keineswegs die Abſicht in den Verwendungszwecken
eine andere Beſtimmung zu treffen als daß durch die Kommunal
ſKteuergeſetzgebung dieſe beiden Steuern den Gemeinden üher
wieſen werden ſollten Der Finanzminiſter hat gegenüber einem
Antrage des Grafen Mirbach welcher durch Streichung des
Wortes UNeberweiſung den Erlaß ſiatniren wollte ſich aus
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drücklich gegen dieſe Streichung ausgeſprochen Es kann alſo
jetzt nicht die Folgerung gezogen werden daß die Regierung ver
pflichtet iſt zum Erlaß der Steuer Ebenſowenig kann dieſe
Felgerung aus der nnerwarteten Höhe der Mehrerträge der
Einkommenſteuer gezogen werden Richtig iſt daß dieſer Mehrertrag im vorigen Jahre von nur wenigen höher als auf 20
Millionen von den meiſten nur auf 10 15 Millionen Mark ver
anſchlagt worden iſt

Nun iſt dem 8 82 damals die Bedeutung beigelegt worden es
ſollen ungefähr 10 20 Millionen verwendet werden zur Be
ſeitigung der Grund und Gebändeſteuer als Staatsſteuer be
ziehungsweiſe zur Ueberweiſung an die Kommunen Wenn ſich
jetzt nün herausſtellt daß dieſer Mehrertrag über 40 Millionen
beträgt ſo kann doch nicht gefolgert werden daß man nun noch
62 Millionen verwendet die zum Theil durch neue Steuern
aufgebracht werden müſſen um einen vollſtändigen Erlaß der
Grund und Gebäudeſteuer herbeizuführen Hört hört links
Es läge doch näher zu erwägen ob man nicht bei dieſen uner
warteten Mehrerträgen einen Theil abzweigen ſollte um einen
Theil der ſtaatlichen Bedürfniſſe deren Dringlichkeit anerkannt
iſt zu befriedigen und ob man nicht etwa 10 Millionen zur
Verbeſſerung der Gehälter der untern und mittlern Beamten und
zur Verbeſſerung des Volksſchulweſens verwenden ſollte Bei
der Vorlage des Zedlitz ſchen Volksſchulgeſetzes erklärten ſich
Staatsregierung und Finanzminiſter ausdrücklich damit einver
ſtanden daß 9 Millionen von dem Mehrertrage der Einkommen
ſteuer zur Durchführung des Geſetzes verwendet werden ſo
obwohl in den Motiven des Geſetzes ausdrücklich darauf hin
gewieſen wurde daß erhebliche Zweifel beſtänden ob dadurch
nicht der Geſammtbetrag des Mehraufkommens der Einkommen

ſteuer abſorbirt werden würde 8Mit vollem Rechte wird in den Motiven ausgeführt daß der
Begriff der Ueberweiſung ebenſowenig feſtſtehe wie der Begriff
an welche kommunale Verbände überwieſen werden ſoll Jn dem
Sinne der Denkſchrift daß der Staat nach wie vor die Steuern
erhebt und aus ſeinen Kaſſen an die Gemeinden auszahlt iſt die
Ueberweiſung von wenigen verſtanden worden Faſt immer hat
man unter Ueberweiſung an die Gemeinden die Ueberweiſung
zur eigenen Einziehung und eventuellen anderweitigen Geſtal
tung der Steuern verſtanden Jch möchte den Unterſchied zwi
ſchen Ueberweiſung und Erlaß dahin charakteriſiren in beiden
Fällen verzichtet der Staat auf bisherige Einnahmen bei der
Ueberweiſung mittelbar zu Gunſten der Gemeinden bezw Kommu
nal Verbände Die einzelnen Steuerpflichtigen erhalten nur
mittelbar einen Vortheil durch die Ermäßigung der Kommunal
laſten Bei dem Erlaſſe wird der Vortheil unmittelbar und
direkt den einzelnen Steuerpſlichtigen zutheil Die Gemeinden
erhalten nur indirekt den Vortheil dadurch daß ſie in der Lage
ſind die ſteuerkräftigen Cenſiten in höherem Maße zu den
Kommunallaſten heranzuziehen Der Erlaß hat jedenfalls keine
Vortheile vor der Ueberweiſung Als Nachtheile der Ueber
weiſung iſt früher ausgeführt worden daß dies eine Begün
ſtigung der großen Städte und der wohlhabenden Landestheile
mit ertragreichem Boden gegenüber den kleinen und armen
Städten und den Kreiſen mit Sand und Moorboden mit ſich
bringt Das trifft in viel höherem Maße bei dem Erlaß zu
Von den 62 Millionen Mark welche an Grund Gebäude und
Gewerbeſteuer erlaſſen werden würden auf Berlin über 10
auf Breslau 15 auf Köln auf Frankfurt a M über
1 Millionen fallen Die erlaſſenen Beträge belaufen ſich in
den wohlhabenden Kreiſen und Provinzen Sachſens Hannovers
Schleswig Holſteins auf 8 in andern Kreiſen auf mehr als

r ger Kopf in einer großen Anzahl von Kreiſen aber kaum
auf

Die Eröffnung neuer Steuerquellen als Folge des Erlaſſes iſt
meines Erachtens ein arger Euphemismus Was bringt die
neue Steuerreform den Kommunalverbänden Den Kreiſen
bringt ſie zunächſt einen vollſtändigen Verluſt der bisherigen
Ueberweiſungen aus den Getreide und Viehzöllen die ſich im
Durchſchnitt der letzten Jahre auf mehr als 50 Mill M
beliefen und welche mit 30 Millionen ſehr mäßig und nrit
24 oder 25 Millionen jedenfalls zu niedrig geſchätzt werden
Hört hört links Den Gemeinden bringt dieſer Plan zunächſt

einen direkten und indirekten Verluſt an Einnahmen welchen die
Motive auf 2,809,000 M ſchätzen Er bringt ihnen ſodann die
ſichere Ausſicht auf eine neue und erhebliche Mehrbelaſtung mit
Mühewaltungen und Koſten durch die Ausſicht auf die Ueber
tragung der Erhebung ſämmtlicher direkten Staatsſteuern Sie
bringt ihnen keine eher Steuerquellen denn in dem
weitaus größten Theile der Monarchie dürfen die Gemeinden be
reits die Grund Gebäude und Gewerbeſteuer mit Zuſchlägen
belaſten oder an Stelle ſolcher Zuſchläge beſondere Steuern vom
r und Gebäudebeſitz mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde
erheben

Den unmittelbaren Vortheil aber haben von dem Erlaß nur die
Grund und Gebäudebeſitzer und die Gewerbetreibenden Da iſt
es aber nicht ganz nubedenklich ob nicht eine ſolche Reform
rn im Widerſpruch ſteht mit der Tendenz unſerer
Sozialreform im Reiche und mit dem Beginn der Steuerreform
in Preußen Das Einkommenſteuergeſetz hat bei der Aus
geſtaltung des Tarifs die Abſicht verfolgt und im Weſentlichen
auch den Erfolg gehabt unter Entlaſtung der minder Wohlhaben
den die öffentlichen Laſten vorzugsweiſe auf die Schultern der
wohlhabenden Klaſſen W legen Damit würde dieſe Fortſetzung
der Steuerreform in Widerſpruch ſtehen Der Erlaß der dem
Grundbeſitz zufällt kommt auf dem platten Lande in der Regel
den Begüterten zugute denn mit verſchwindenden Ausnahmen ſind
auf dem platten Lande die Angeſeſſenen im Gegenſatz zu den nicht
Angeſeſſenen die Wohlhabendern Lebhafter Widerſpruch rechts
Aehnlich wenn auch nicht ger ſo liegt es in der Stadt bei den
Gebäudebeſitzern Sie ſind in der ar der Fälle gegen
über der großen Zahl der Steuerpflichtigen die auf ihr Arbeits
einkommen angewieſen ſind die Wohlhabenden Die Groß
kapitaliſten ſind faſt immer auch Hausbeſitzer und in vielen Fällen
Gewerbetreibende

Daß es ſich hier um die Ausgleichung eines frühern Unrechtes
handelt iſt nicht unrichtig aber es iſt auch nicht ganz richtig
denn es wird dabei ein weſentliches Moment überſehen welches
von den meiſten auch als ſelbſtverſtändlich angeſehen wird der
Umſtand nämlich daß die Grundſteuer trotz ihres rechtlichen
Charakters als Steuer thatſächlich den Charakter einer Rente
hat Jhre Aufhebung bedeutet für den Grundbeſitzer nicht blos
eine Ermäßigung an ſeinen laufenden Steuerausgaben ſondern
einen unmittelbaren Vermögenszuwachs Hört hört links
Deshalb tragen dieſe Maßnahmen doch einen agrariſchen Bei
geſchmack Hört hört re

Daß die Grundbeſitzer dieſen Vermögensvortheil nicht be
halten ſondern daß er ihnen einmal durch die Vermögens
ſteuer ſodann durch die erhöhte Heranziehung zu den Grund
und Kommunalſteuern abgenommen wird iſt nur zum Theil
richtig Durch die Vermögensſteuer wird von dem Vetirage
der dem unverſchuldeten Grundbeſitze zufällt etwa der vierte
Theil abſorbirt durch die erhöhten Kommunallaſten die durch
die Aufhebung der lex Huene eintreten vielleicht auch der vierte
Theil Die Hälfte behält er alſo auf jeden Fall der verſchuldete
Grundbeſitzer behält noch mehr ie viel der Grundbeſitz in
folge des Kommunalſteuergeſetzes zu den Kommnnaklaſten bei
trogen wird richtet ſich nach der Höhe der kommunalen Be
dürfniſſe und nach der Art in welcher bisher die Mittel zu
ihrer Beſtreitung aufgebracht worden ſind Wie das nene
Kommunalſteuergeſetz nach dieſer Richtung wirken wird läßt ſich
mit einer Formel nicht allgemein feſtſtellen

Die Steuerreform verwirklicht keineswegs das Programm des
Abg v Gneiſt Die Perſonalſteuer dem Staate die Realſteuer
den Gemeinden Denn der Staat erhebt in Zukunft neben der

fähiger

Einkommenſteuer noch die Vermögensſteuer welche trotz ded

Schuldenabzuges in mancher Hinſicht den Charakter der

Objektsſteuer hat eDie Gemeinden ſollen in Zukunft neben den Realſteuern auf
Zuſchläge zu der Perſonalſteuer angewieſen ſein Wie ſich das
in den einzelnen Gemeinden geſtallet iſt nicht zu überſehen
Durchaus unmöglich aber iſt eine ſolche Kompenſation bel den
Gutsbezirken die in ihren Kommunallaſten durch die Steuer
reform in keiner Weiſe neu belaſtet werden as in einer
Gemeinde möglich iſt fällt in dem Gutsbezirke weg und in
dieſer Zuwendung eines beſondern Vortheiles an die Guts
bezirke J cFi c der agrariſche Charakter der Re

o rm rt hört links ſind die Vedenken bezüglich der Beſtim
mungen welche auf das öffentliche Leben einwirken Namen
ſind die Folgen die ſie eäge des politiſchen Wahlrechts
Abgeordnetenhauſe und zu den Kommunalvertretungen h
höchſt bedenklich

Jn den Motiven des Entwurfs eines Gemeindeabgaben v
von 1879/80 heißt es die Grund und Gebäudeſteuer habe e
Bedeutung welche weit über die Kreiſe und Gemeinden hinaus
gehe Deshalb werde der Staat niemals imſtande ſein auf
den Ertrag der Grund und Gebäudeſteuer zu verzichten denn
in dem Augenblicke wo er dieſe Steuern an die Gemeinden über
weiſe werde ſein Jntereſſe an der Verwaltung dieſer Steuern
geringer Dieſe Ausführungen haben nichts Perſönliches ſie ſind
dem vom Abg Dr Meyer per Kommiſſionsberichte ent
nommen welcher die einſtimmige Auffaſſung der Kommiſſion

wiedergab nzelne Mitglieder jener Kommiſſion namentlich
aus den Reihen des Centrums und der konſervativen Parteihören noch heute dem Hauſe an Jch ſelbſt habe mich damals

Namen der Staatsregierung zu dieſer bekannt
Geſetz trug die Unterſchrift des jetzigen Miniſterpräſidenten
damaligen Miniſters des Jnnern Heiterkeit Jch ſtehe noch
heute auf dieſem Standpunkte Ohne ſchwere Gefährdung we
licher Jntereſſen des öffentlichen Lebens wird ein gänz
Verzicht auf die Grund und Gebäudeſteuer nicht möglich
Daß die Veranlagung der Grundſteuer auch fernerhin noch vom
Staate beſorgt werden muß wird ausdrücklich auch in de
Entwurfe anerkannt Eine Veranlagung zu ſolchen Steuern d
der Staat nicht erbebt und die Gemeinde nicht zu erheben brau
iſt indeß unzweckmäßig und auf die Dauer unmöglich
richtig links

Hier in Berlin liegen die Verhältniſſe ſo daß nicht nur eint
Veranlagung ſondern eine mit erheblichen Koſten und w
waltungen verbundene Reviſion der Gebäudeſteuer mit
ihren weitläufigen Rechnungen doch eigentlich keinen rechten
Sinn hat da in Zukunft weder der Staat noch die Geme
dieſe Steuer erheben Die ganze Veranlagung ſteht auf
Papier Die Pereglagun der Gebäudeſteuer erfolgt proweiſe kreisweiſe ſie iſt für eine Kommunalſteuer abſolut un

geeignet Man würde ſich für dieſe Form der Veranlagung nie
mals entſchieden haben wenn man angenommen hätte da 34
Jahresfriſt dieſe Steuer als Staatsſteuer gänzlich beſeitigt
werden würde

An die Entrichtung der Realſteuern knäpft ſich eine ganze
Reihe von Pflichten Ob da ohne weiteres die Formel Ver
anlagung ſtatt Entrichtung paßt bezweifle ich Sie führt zu
großen Schwierigkeiten in Städten und Gemeinden Daraus
folgt für mich daß ganz unbedingt als integrirender
Beſtandtbheil der Steuerreform und gleichzeitig mit
ihr ein Wahlgeſetz zum Landtage und für Kommu
nalvertretungen erlaſſen werden muß GBeifall linksl
und daß ohne dieſes die Reform unannehmbar iſt Daß jene
Formel für die Wahlen zum Abgeordnetenhauſe nicht paßt iſt in
den Motiven anerkannt Wie nun wenn das Wahlgeſetz nicht
zu ſtande kommt Es wird ja unzweifelhaft eine große Ver
mehrung der politiſchen Rechte der Grund und Gebäude
beſitzer und der Gewerbetreibenden auf der einen Seite eintreten
und infolge der Vermögensſteuer andererſeits eine Steigerung
der politiſchen Rechte des mobilen Kapitals Deshalb hat
dieſe Steuerreform einen ausgeſprochen agrariſchen
und plutokratiſchen Charakter

Am ſchlimmſten äußert ſich dies bei den Wahlen zu den Kom
munalvertretungen denn dieſe Wahlen kommen infolge vonErſatz und Ergänzungswahlen Jahr für Jahr in großer ne

vor Da ſoll nun den Grund und Gebäudebeſitzern und
Gewerbetreibenden vicht blos ihre Einkommenſteuer
Kommunalſteuer ihre Vermögensſteuer ſondern auch die
Grund und Gebäudeſteuer in Anſchlag gebracht werden Damil
zerſtören wir meines Erachtens die r le auf derdas DreiklaſſenWahlſyſtem beruht Das Dreiklaſſen Wahlſyſtem

eht davon aus daß der Umfang der politiſchen Rechte durch denmfang der Belaſtung im öffentlichen Jntereſſe wird
Damit würde es aber doch in direktem Widerſpruch ſtehen wenn
ich den Umfang des Wahlrechts i nach den Steuern die ent
richtet werden ſondern nach den Steuern die erlaſſen werden
bemeſſe Heiterkeit

Ferner hat die neue Steuerreform Einfluß auf die Aufhebung
wichtiger Beſtimmungen der Landgemeinde Ordnung Haben in
folge der Steuerreform die Gutsbezirke Sondervortheile weil ſienicht mit der erhöhten Kommunalſteuer belegt werden können ſo

iſt es r n daß dadurch die Aufhebung leiſtungsun
utsbezirke die Vereinigung von im Gemengelage befindlicher Gutsbezirke und Landgemeinden weſentlich e

wird Dann wird die er des Gutsbeſitzers niemals zu
erlangen ſein Auch die Aufſichtsbehörden werden viel ſ
daran gehen den Betreffenden einen Vermögensnachtheil zuzu
fügenSe v Dt dem i 25 en ermich mit den eln zu ihrer en anden er
klären Bezüglich der gänzlichen Beſeitigung der lax Huens
haben halbe e g wie man es nennt einen Vorzug vorganzer Arbeit Daß dies Geſetz unzweckmäßig iſt und im gar
nicht beibehalten werden kann darüber beſteht kein
Weil das Geſetz nicht ſchön iſt braucht man es aber doch
ohne weiteres todtzuſchlagen enn man es in eine Beſſeru
anſtalt bringt kann es vielleicht recht ſchön werden Heite
Wenn man die Verwendungszwecke feſtlegt wenn man einen
andern Vertheilungsmaßſtab vielleicht nach der Kopfzahl m
obligatoriſcher Unterſtellung der Gutsbezirke unter die Land
gemeinden nimmt würden die ärmern Theile der Bevölkerung
viel beſſer dabei fahren

Die Vermögensſteuer hat der Finanzminiſter phöce de résistanee
genannt Er hat inſofern Recht als ſie ſelbſt bei denjenigen
Widerſtand fand die ſonſt in verba magiöstri zu ſchwören pflegen
Sie wird zu einer ziemlich richtigen Mehrbelaſtung des fundirten
gegenüber des unfundirten Einkommen führen Helterkeit Aber
ich glaube daſſelbe Ziel kann erreicht werden ſowohl auf dem
von Herrn Jagow angegebenen Wege als auch auf dem
der W h iter Widerſpruch links welche auch nach anderer
Richtung hin den Vorzug verdient Allerdings iſt die Ver
mögensſteuer weit ergiebiger und entwickelungsfähiger Heiterkeit aber auch zu entwickelungsfähig GHeiterkeit Man brauche
blos anſtatt a vom Tanſend h vom Hundert zu nehmen Heiter
keit nur eine Null anzuhängen dann hat man den S
Ertrag der Steuer ohne daß ſonſt eine Aenderung dieſes
ſetzes gemacht zu werden braucht Heiterkeit

Und nun die Veranlagung Das tiefe und läſtige Eindringen
in Privatverhäktniſſe war durch das Einkommenſteuergeſetz vog

e



1851 verboten es iſt durch das Geſeh von 1891 geſtattet es wird
durch den Entwurf des Vermögensſteuergeſetzes vermehrt Hört
hört Sehr richtig Ainks Wenn man der Vermögensſteuer
das Etikett einer Ergänzungsſteuer aufklebt wenn ſie wirklich
nothwendig iſt rationellen Geſtaltung des Einkommenſteuer
geſetzes behufs ſtärkerer Heranziehung des fundirten Einkommens
dann verſtehe ich nicht weshalb man den Gemeinden und kommu
nalen Verbänden die Erhebung einer ſolchen Steuer vollſtändig
unterſagt hat Sehr richtig Heiterkeit links 59 glaube
daß der in der Denkſchrift in den Hintergrund in die dritte
Reihe geſtellte Zweck einer rn der Finanzgebahrung des
Stagtes oder kurz geſagt der fiskaliſche Zweck die Houpſſache
iſt Sehr wahr links Gerade bei dieſem ſiskaliſchen Charakter
iſt es doch bedenklich eine ſolche Steuer einzuführen und zwar
lediglich de um ſichere und ſtabile bisherige Einnahmen des
Staates aufzugeben zu einer Zeit wo wir mit einem ſtarken und
vorausſichtlich noch ſteigenden Defizit zu rechnen haben wo durch
die Mehrforderungen im Reiche die Finanzlage der einzelnen
Bundesſtaaten erheblich beeinſlußt wird und wo wichtige ſtaat
liche Bedürfniſſe kultureller Art wegen Mangel an Mitteln un
befriedigt bleiben müſſen Sehr richtig links
Zu dem Entwurfe eines Kommunalabgabengeſetzes nehme ich

eine im weſentlichen andere Stellung ein Jch habe einige ſehr
ſchwere Bedenken und halte die Faſſung einzelner Beſtimmungen
auch nicht für beſonders glücklich Aber im großen und ganzen
ſtehe ich dem Geſetze weit ſympathiſcher gegenüber als der Abg
Richter Der Haupttheil der Beſtimmungen dieſes Geſetzes iſt
über Kommunalgeſetzen entnommen Namentlich richtig iſt das
rinzip daß durch das Geſetz ein beſtimmtes Gebiet abgegrenzt

wird innerhalb deſſen die Gemeinden autonom ſich zu bewegen
befähigt ſind und daß nur unter gewiſſen Verhältniſſen dieſe
Grenzen überſchritten werden können mit Genehmigung der
Aufſichtsbehörde und dergleichen Jch bin auch einverſtanden
mit der ſtärkern Ausbildung des Gebührenweſens der Ver
waltungsſporteln und von erhöhten Schlachthansgebühren in
ſo mäßigem Betrage daß dadurch die Fleiſchpreiſe nicht geſteigert
werden und ebenſo mit der Einführung des Abzugsrechts für
Aktionäre Kommanditiſten und Gewerbetreibende welche ſonſt
ſchon der doppelten Beſteuerung unterworfen ſind Aber es
wäre doch beſſer geweſen wenn auch dieſe Doppelbeſteuerung
durch eine Novelle beſeitigt worden wäre Beifall links Jch
habe gegen das Kommunalſteuergeſez nur den Vorwurf
eines Zuviel und zweier Zuwenig Für einen gänzlichunzuläſſigen Eingriff in die berechtigte Autonomie der Gemeinden
erachte ich die Beſtimmungen welche in s 62 eine Zwangs
etatiſirung von Einnahmen eine Oktroyirung der Erhebung von

Gebühren indirekten und direkten Steuern geſtattet Dieſe Be
ſtimmungen ſind den Vorſchriften des Zuſtändigkeitsgeſetzes über die
Zwangsetatiſirung von Gemeindeansgaben nachgebildet Aber hier
handelt es ſich um die Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen dort
um die Frage der Angemeſſenheit eines Steuerſyſtems in der
Gemeinde worüber zunächſt die Gemeinde ſelbſt zu beſchließen
hat Faßt die Gemeinde unzweckmäßige Beſchlüſſe dann tritt
das ein was das Geſetz vorſchreibt aber eine zwangsweiſe Ein
fübrung von Steuern von Anſſichts wegen iſt nicht nöthig Der
Oberpräſident von Berlin könnte ja eines Tages zu der Auf
faſſung kommen in Berlin prävaliren zu ſehr die direkten Perſonal
ſteuern die Gebühren und indirekten Steuern dagegen könnten
den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht entſprechend ſein Er
dekretirt alſo Die Miethsſteuer wird aufgehoben und gedeckt durch
eine Braumaterjalſteuer Verdoppelung der Beiträge zur Kang
liſation und Eintrittsgelder für das Rathhaus Heiterkeit
Ebenſo wäre die Einführung der Bierſteuer für Spandau der
o die dortigen Stadtverordneten widerſetzt haben ſehr leicht zu
ekretiren Eine Beſteuerung des Bieres iſt ja ganz zweckmäßig

wenn es aber die Stadtvertretung nicht will würde ich nie die
Hand dazu bieten Sehr richtig i links Hier weiß ich keinen
andern Vorſchlag zu machen als vollſtändige Streichung dieſer
Beſtimmungen

Ebenſo wenig bin ich mit den Beſtimmungen über das Kom
munalſteuerprivilegium der Beamten einverſtanden Mit der
Einführung der Deklarationspflicht iſt doch ein ſehr weſentliches
Moment für das Gemeindeſteuerprivilegium der Beamten fort
gefallen Ebenſo habe ich Bedenken gegen die Kontingentirung
der Kreisſteuern Dieſe ſetzt eine Unffikation voraus und es
wird ſich das Verhältniß zwiſchen Kreiſen und Gemeinden ebenſo
geſtalten müſſen wie jetzt das Verhältniß zwiſchen Provinzenund Kreiſen Nachdem durch dieſe Kontingentirung der Grund
für die Einführung der Jndividual Repartition weggefallen iſt
wäre es doch mindeſtens gerechtfertigt geweſen daß diejenigen
welche politiſche Rechte in der Kreis und in der Kommunal

leitung nicht haben keine beſondern Kreislaſten zu tragen
aben

Dieſe Bedenken machen es mir unmöglich mich mit dem
Steuerplan der Regierung einverſtanden zu erklären und die
Verantwortung dafür zu übernehmen Hört hört Wenn ich
eine Reihe von Abänderungsvorlagen angedeutet habe ſo
möchte ich mich doch ausdrücklich dagegen verwahren
als ob ich dem Plan der Regierung ein beſtimmtes
poſitives Gegenprogramm entgegenbringe Das iſt auch
nicht Sache des Abgeordnetenhauſes oder gar eines
einzelnen Abgeordneten Der Staatsregierung muß die vollſte
Jnitiative erhalten bleiben ſehr richtig links Solche Geſetze
können nur im Finanzminiſterinm unter Mitwirkung der übrigen
betheiligten Miniſterien ausgearbeitet werden Für einen ein
zelnen Abgeordneten iſt es geradezu unmöglich nach dieſer Rich
tung hin beſondere Vorſchläge zu machen und es iſt eine nicht
berechtigte Forderung wenn von jedem der eine Kritik ausübt
nun eine beſtimmte Gegenvorlage verlangt wird Sehr richtig
links Ob nun das Geſetz in der Kommiſſion eine andere Ge
ſtalt erhält oder nicht ich würde meine Zuſtimmung davon ab
hängig machen daß gleichzeitig und als integrirender Beſtand
theil ein Wahlgeſetz für die Landtags und kommunalen Wahlen
vorgelegt wird welches die Einwirkung dieſes Steuergeſetzes auf
jene wichtigen Wahlrechte paralyſirt Jch erkenne an daß es
wünſchenswerth iſt die Steuerreform möglichſt bald zum Ab
ſchluß zu bringen und der Forderung des g 82 des Einkommen
ſteuergeſetzes gerecht zu werden obgleich es auf der andern
Seite gerechtfertigt wäre zu ſagen Wir wiſſen ja noch nicht
wie ſich die Ueberſchüſſe aus der Einkommenſteuer geſtalten
werden Jch würde darüber hinweggehen und mich freuen
wenn eine zweckmäßige Steuerreform in Verbindung mit dem
Wahlgeſetze noch in dieſer Seſſion zu ſtande käme aber lieber
eine Verzögerung um zwei oder drei Jahre als eine Reform
welche zwar nicht die Abſicht hat aber die Wirkung haben
würde die Jntereſſen der Gemeinden und kommunalen Ver
bände die Jntereſſen und politiſchen Rechte der minder wohl
habenden Bevölkerung den Jnutereſſen einzelner Klaſſen von Be

tzenden hintanzuſtellen eine Reform welche trotz der beſten Ab
ichten Gefahr laufen würde ſich zu geſtalten zu einer reformatio

in pejus Lebhafter Beifall links Ziſchen rechts
Finanzminiſter Dr Miquel Nach Lage der e wäre es

gar nicht erforderlich geweſen daß der Vorredner den Zuſammen
hang dieſer Steuerreform mit dem Wahlrechte in ſo ſchroffe Verbin
dung gebracht hätte als wenn hierüber nicht im weſentlichen
Einverſtändniß zwiſchen den bedentendſten Parteien des Hauſes
und der Staatsregierung herrſchte oder als wenn nicht in dem
vorliegenden Geſetze dieſer Zuſammenhang unmittelbar anerkannt
worden wäre oder als wenn nicht in der Thronrede ausdrücklich
die Vorlegung eines Wahlgeſeßes verſprochen worden wäre
Lebhafte Zwiſchenrufe links Sie werden noch in dieſer Seſ

nein ſolches Wahlgeſetz zu berathen haben welches den Wir
ungen der u nach der plutokratiſchen Seite entgegen

treten ſoll Jch habe gegen den Abg Richter den Einwand ge
macht daß er nur kritiſire daß aus ſeiner Kritik nicht herzuleiten
i was er poſitiv wolle und daß das eine unfruchtbare Art von

olemik ſei in einer Frage wo doch zweifellos die Reform ſogar
durch das Geſetz vorgeſchrieben iſt es alſo nicht mehr in unſerer ſi

e e eommenſtergrohe der Grmid nd Gebäudeſtener Wenn die Staats
zum Erla ramm vorlegt dann würden doch dieregierung ein großes Progra ren teordneten nicht fruchibringend wirken tZkigſent zeigen nach welcher Richtun die Reform in ihrem

Sinne gehen ſoll g Richter Ich habe es gezeigt So
Abg Richter Sie haben es nur nicht verſtanden Formulirteoſchla e hat der Abg Richter nicht gemacht

Der Vorredner will die lex Huene beibehalten aber er will
die Ueberweiſungen ans derſelben fixiren und den Maßſtab
ändern Die Fixirung würde aber eine Aenderung des Geſetzes
ur Folge haben Und wer ſich erinnert welch unendliche
chwierigkeiten das Wort Maßſtab veranlaßt hat bei der Be

rathung des Geſetzes von 1885 wird finden daß hier dem Hauſe
ein Problem geſtellt iſt welches in dieſer Seſſion nicht gelöſt
werden kann

Dann ſprach der Vorredner das große Wort gelaſſen aus es
müſſen außerdem beſtimmte Verwendungszwecke feſtgeſetzt werden
ohne mit einem Worte zu ſagen welche Verwendungszwecke
Verwendungszwecke kann man doch aber blos vorſchlagen für
Verbände die Ausgaben gleicher Art haben Unſere Kreiſe haben

aber in den verſchiedenen Provinzen ein ganz verſchiedenes Weſen
und was man für einen Theil vorſchreiben kann kann man nicht
dem andern Theil vorſchreiben Die Kreiſe im Weſten ſind
Regiminalbezirke und die im Oſten Kommunalbezirke Wir aber
wollen doch die Kommunallaſten reformiren Wollte man die
Verwendungszwecke ſeſtlegen ſo würde man dahin kommen in
einigen Landestheilen Ueberweiſungen an die Gemeinden in
andern an Kreiſe erfolgen zu laſſen Damit würden Sie aber
die Verwaltungsorganiſation des Staates aus der jetzt ge
wonnenen Einheit herausreißen Und wenn man verſuchen
wollte den Maßſtab zu ziehen bezüglich der Vertheilung der Ge
rn ſo könnte man ein vernünftiges Geſetz nicht zuſtande

ringen
Die Aufgabe des Staates beſteht doch darin den wirklich Be

dürſtigen zu helfen Ginge es aber nach dem Wunſche des Vor
redners ſo würde man Gemeinden bedenken die es nicht brauchen
und andern Gemeinden wieder zu wenig geben Wir überweiſen
keine Geldbeträge weder an Gemeinden noch an Kreiſe ſondern
nur Steuerquellen und überlaſſen einer jeden Gemeinde zu
prüfen wie ſie dieſe Steuerquellen für ſich flüſſig machen will
nach ihren Bedürfniſſen Das iſt doch die beſte Grundlage des
Selbſtverwaltungsſyſtems Wenn man aher den Gemeinden
die weitgehendſte Freiheit in der Ausnutzung von Steuer
quellen giebt und ihnen dieſe Quelle zugleich dadurch entzieht daß

Hand auf ſie legt ſo nützen die ſchönſten Paragraphen
nichts

Man fragt Was bekommen denn die Gemeinden Neues
Sie haben ja ſchon die Befugniß gehabt Grundbeſitz und Ge
bäude zu beſteuern Sie konnten aber von dieſer Befugniß
nicht in ausreichendem Maße Gebrauch machen da der Staat
darauf ſeine Hand gelegt hat

Der Vorredner hat auch über die Vertheilung der 40 Millionen
Ueberſchüſſe aus der Einkommenſteuer geſprochen aber es wäre
angebracht geweſen wenn ein Mann der an der Staatsregierung
Theil gehabt und an Kenntniß der Kommnnalverwaltung nicht
übertroffen wird doch wenigſtens eine Andentung gegeben hätte
nach welchem Maßſtabe die Vertheilung hätte vorgenommen
werden ſollen Da er es nicht gethan hat ſo muß ich ſagen der
Gedanke bleibt mir ſo dunkel daß ich darauf nicht eingehen
kann Will er etwa die Bemeſſung des Maßſtabes der Ver
theilung nach den Ausgaben Jn Frankfurt a M hatten wir
immer Ueberſchüſſe Mit einem male bekamen wir die Nachricht
Für jeden Lehrer bekommt Jhr ſo und ſo viel Zuſchuß vom
Staate Dieſes Anerbieten wurde natürlich freundlich an
genommen Heiterkeit Aber es iſt doch ein verkehrtes ver
ſchwenderiſches Syſtem Beifall rechts

Der Plan der Steuerreform iſt allerdings ganz nen aber
er iſt erſt jetzt entſtanden weil man ſich früher nicht vorgeſtellt
hat daß das neue Einkommenſtenergeſetz ein Plus von 40 Mil
lionen ergeben wird Es wäre doch vermeſſen geweſen wenn
ich ohne jede Kenntniß der Ergebniſſe der Einkommenſteuer in
Ausſicht geſtellt hätte die ganzen Ertragsſteuern zu erlaſſen Jch
habe immer betont die Grenze einer vernünftigen Steuerreform
läßt ſich uur nach der Finanzlage des Staates feſtſtellen Erſt
als wir ſahen daß die Ueberſchüſſe ſo groß waren da trat für
uns die Möglichkeit ein das zu thun was am wünſchens
wertheſten war eine grundlegende Reform herbeizuführen

Der Vorredner hat die Reform eine Beſteuerung genannt die
nach der einen Seite plutokratiſch nach der andern Seite agra
riſch wirke Jch muß lächeln wenn man ſagt die Steuerreform
hat einen plutokratiſchen Charakter Abg Richter Das hat er
gar nicht geſagt während auf der entgegengeſetzten Seite uns
Vorwürfe gemacht werden daß die oberen Klaſſen zu ſehr heran
gezogen werden Ruf links So war es ja nicht gemeint Der
Erfolg wird doch aber thatſächlich der ſein daß die Einkommen
ſteuerpflichtigen durch verminderte Kommunalzuſchläge eine Ent
laſtung erfahren Widerſpruch links Wir werden Jhnen eine
Statiſtik vorlegen über die Wirkung der Steuerreform auf die
Steuervertheilung in den Gemeinden des Landes und Sie werden
ſehen wie bedeutend die entlaſtenden Wirkungen ſind was doch
lar iſt wenn man den Erlaß von 102 Millionen Mark auf der
einen Seite und das Kommunalſteuergeſetz auf der andern Seite
betrachtet

Man macht es der Reform zum Vorwurf daß ſie die Haus
und Grundbeſitzer entlaſte Die Häuſer befinden ſich aber nicht
immer in den Händen der reichſten Leute Jn vielen Fällen
haben die Hausbeſitzer ja nur ein formelles Eigenthum Lachen
links Jch kann auch nicht zugeben daß der überwiegende Theil
der Grundbeſitzer auf dem Lande zu den Plutokraten gehört
Herr Richter hat angenehm zu hörende Witze über den ver
ſchuldeten Grundbeſitz gemacht Das iſt aber keine Sache über
die man Witze machen dürfte Auf dieſen Leuten laſten 17 Milli
arden Schulden arg Richter Dann ſollen Sie nicht ſolche
Prätenſionen erheben Die verſchuldeten Grundbeſitzer können
in weit höherem Maße die Forderung der Entlaſtung aufſtellen
als alle andern da ſie überlaſtet ſind Wenn Sie die Steuer
reform in dieſer Grundlage ablehnen dann giebt es nur ein
Gegenprogramm man verzichtet auf die Reform die man doch
nicht durchführen kann und die 40 Millionen Mehrerträgniſſe
werden zur Staatskaſſe gezogen Heiterkeit Der Staat iſt
gegenwärtig der Bedürftigſte Heiterkeit und er giebt die beſte

Garantie dafür daß die Gelder an den Bedürftigſten kommen
Wenn wir aber trotzdem nicht auf unſere Reform verzichten ſo
geſchieht es in dem Glauben daß die großen vortheilhaften
Wirkungen derſelben auf die Dauer für die Wohlfahrt des
Landes wichtiger ſind als die augenblickliche Deckung von Be
dürfniſſen des Staates Bergeuden Sie durch eine willkürliche
Vertheilung der 40 Millionen Mk Ueberſchüſſe aus der Ein
kommenſtener nicht dieſe Mittel ſondern laſſen Sie dieſelben der
Staatsregierung im Jntereſſe des Landes

Wenn der Vorredner meint es wäre beſſer die dringendſten
Bedürfniſſe des Staates zu befriedigen warum tadelt er an der
Vermögensſteuer den ſiskaliſchen Charäkter Wenn der Staat
100 Millionen aus der Hand giebt dann muß er die Garantie
haben daß ſie in einer den Jntentionen der Geſetzgeber
entſprechenden Weiſe vertheilt werden Wenn dieſe Vertheilung
in den Gemeinden den Geſetzen zuwiderläuft dann entſcheidet
ja nicht der Miniſter allein über das Recht oder Unrecht der
Gemeinden ſondern nur das Oberverwaltungsgericht Der Vor
redner hat ein ungeſchicktes Beiſpiel gewählt Das Geſetz ſchreibt
nicht vor es muß eine BVierſteuer erhoben werden öder daß
indirekte Steuern erhoben werden müſſen Es wird alſo kein
Gerichtshof der Gemeinde vorſchreiben eine Bierſteuer einzu
ühren Die Miethsſteuer iſt auch zugelaſſen Rufe Leider

Aber es wird keinem Oberpräſidenten einfallen zu ſagen Schafft
e ab Denn Berlin würde antworten Die Miethsſteuer wird

Willlür ſteht ob wir etwas thun wollen oder nicht Der Para auf Grund von rechtlichen Verhältniſſen erhoben Das ſind alles

Geſpenſter Wir werden in der Beſchränkung der Rechte der
Gemeinden noch weitergehen als das Staatsintereſſe und die
Tendenz der Steuerreform es unbedingt erfordern Ueber das
einzelne werden wir in der Kommiſſion Rede und Gegenrede
ören und Antwort ſtehen Entſcheiden Sie ſich nun für die
erwandlung der Realſteuern in eino Kommunalſteuer dann

müſſen Sie dem Staat auch die Mittel geben zur Deckung des
Ausfalls und bei e Gelegenheit muß die Frage der Unter
Spidung zwiſchen fundirtem und unfundirtem Eigenthum erledigt
ſein Wollen Sie die Vermögensſteuer nicht ſo müſſen Sie uns
den Weg zeigen auf welchem ſonſt der Ausfall zu decken iſt
ſonſt ſtören Sie die ganze Reform Das Kommunalſteuergeſetz
kann nicht beraten werden bevor nicht über dieſe Frage Klar
heit herrſcht Soviei iſt ſicher daß mein in der Einleitungsrede
aufgeſtellter Satz aufrecht erhalten werden kann daß wir mit
dieſem Reformplan innerhalb der Jdeen Wünſche Anträge und
Beſchlüſſe des Hauſes und des geſamten Landes bleiben Sehr
richtig rechts Widerſpruch links Das war doch klar daß eine
ſchärfere Heranziehung der kapitalkräftigen Leute des Landes zu
Gunſten der Grundbeſitzenden und Gewerbetreibenden ſtattfinden
ſollte Muß da nicht wenigſtens eine Kapitalrentenſteuer ein
geführt werden Aber wir kriegen ja anſtatt Vorſchlägen im
ganzen nur Kritiken die uns nicht viel klüger machen Jch

hoffe Sie werden ſich ins Poſitive wenden Abg Richter
Jmmer neue Steuern das in dieſer Reform enthalten iſt Bei
fall rechts

Abg Enneccerns natlib führt aus daß er leider dem Abg
Herrfurth entgegentreten müſſe Der Erlaß der Grund und Ge
bäudeſtener entlaſte keineswegs vorzugsweiſe die Wohlhabenden
denn die Haus und Grundbeſitzer ſeien in der Regel gar nicht
reich Einer eventuellen Entlaſtung ſtehe die Mehrbelaſtung durch
das Einkommenſtener und Ergänzungsſtenergeſetz gegenüber
Die gleiche Belaſtung des verſchuldeten und unverſchuldeten
Grundbeſitzes ſei ungerecht Eine Benachtheiligung der Städte
liege nicht vor Nicht 55 2 Millionen wie Abg Richter behauptet
habe ſondern 50 Mill betrugen die Ueberweiſungen Der Plan
dieſes Herrn gehe darauf hin die Einkommenſteuerzuſchläge zu
vermindern indem der S 82 des Einkommenſteuer Geſetzes beim
Scheitern der Reform von ſelbſt in Kraft tritt Es ſei nicht zu
läſſig die Schullaſten herauszugreifen um gegen die Gutsbezirke
zu operiren man könne ihre Höhe nicht mit der in den Städten
vergleichen aber umgekehrt verhalte es ſich ebenſo mit den Wege
baulaſten Die Gerechtigkeit werde zu gewiſſen Modifikationen
in der Entſchädigungsfrage führen müſſen Wenn vem Abg
Richter die Beſtimmungen über die Selbſtverwaltung in Steuer
ſachen zu elaſtiſch erſchienen ſo urtheile er eben mit Rückſicht auf
die berliner Verhältniſſe Dem Redner ſeien die Beſtimmungen noch
u eng Eine Ergänzung der Staatsſtenern ſei nothwendig über diePor derſelben werde man ſich einigen müſſen und dürfe daran

nicht die ganze Reform ſcheitern laſſen Der Vorſchlag des Abg
v Jagow im Rahmen der Einkommenſteuer Zuſchlägeßzüm fundirten
Einkommen zu machen ſei praktiſch undurchfuhrbar da die Grenzen
zwiſchen fundirtem und unfundirtem Einkommdt ſich nicht feſt
ſtellen ließen Die Erbſchaftsſteuer habe eine ganze Reihe von
Bedenken gegen ſich Die Vermögensſteuer habe in der vorge
ſchlagenen Form verſchiedene vexatoriſche Beſtimmungen deren
Beſeitigung zu erſtreben ſei Man möge erwägen ob man nicht
auf Grund der jetzigen Deklaration in gewiſſen Fällen zu einer
Vermögensſteuer kommen könne

Abg Richter dfr legt dem Finanzminiſter nahe ihm nicht
den Mangel eines Programms in Steuerſachen vorzuwerfen
während derſelbe während zweier Tage Gelegenheit ge

hätte aus des Redners Reden ſich eines Beſſeren zu be
ehren

Abg Frhr v Hnenue entrum bemerkt dem Abg Herrfurth
wenn ſein Kind durch die lex Huene verwildert ſei ſo habe dies
vielleicht ſeinen Grund in der mangelhaften Oberaufſicht gehabt
Heiterkeit

Hiermit wird die Fortſetzung der Debatte auf Dienstag
1 Uhr 30 Min vertagt

Schluß 4 Uhr

Dritter ſozialdemokratiſcher Parteitag
Bericht der Saale Zeitung

VIII
Berlin 2l Nov

Singer eröffnet die Vormittags Sitzung mit der Verleſung
eines von den Parteigenoſſen in Prag eingegangenen Be
grüßungsſchreibens in welchem indeſſen der Mißſtimmung über
den Veſchluß des Parteitages betreffend Nichtruhenlaſſen der
Arbeit am 1 Mai Ausdruck verliehen wird

Das inzwiſchen feſtgeſtellte Ergebniß der Neuwahl des
Partei Vorſtandes iſt folgendes Bebel und Singer
ſind mit je 217 Stimmen zu Vorſitzenden gewählt worden Auer
und Fiſcher mit 217 reſp 182 Stimmen zu Sekretären Stadt
hagen hat 23 Stimmen erhalten Geriſch iſt mit 202 Stim
men zum Partei Kaſſirer gewählt worden Es wird endlich mit
großer Majorität Kölhn als Ort für den nächſtjährigen
Parteitag gewählt

Die Frage eventueller Kompromiſſe mit andern
Parteien bei Stichwahlen kommt zur Erörterung
gelegentlich der Berathung eines Antrages Berlin VI Den im
V Berliner Reichstags Wahlkreiſe angenommenen Antrag
Dr Lütgenan s Kompromiſſe mit den bürgerlichen Parteien bei
Stichwahlen abzuſchließen ſobald ſich dieſelben verpflichten für
den Achtſtundentag einzutreten zu verwerfen Auguſtin
Vogtherr und Jacobey Berlin wenden ſich gegen
Dr Lütgenau und ſind gegen jedes Kompromiß mit bürger
lichen Parteien Liebknecht Die Frage des Kom
promiſſes ſei oft angeregt worden man habe es für
wünſchenswerth gehalten im Landtage vertreten zu ſein
das hätte aber zu unwürdigen Kompromiſſen mit einer Partei
geführt die wir am nächſten Tage aufs hartnäckigſte be
kämpfen müſſen Anders iſt es bei Stichwahlen Die Beſchlüſſe

keinen Kompromiß bei Stichwahlen ſeien noch ſtets durchbrochen
worden und das ſei auch recht Dr Lütgenau führt auch
an daß noch jedesmal die Parteitagsbeſchlüſſe das Verhalten bei
Stichwahlen betre end durch die Praxis durchbrochen worden
ſeien und ſtellt ſich auf den Standpunkt Liebknecht s Er bitte
den Antrag Auguſtin abzulehnen Der PParteitag ſtimmt dem
Antrage zu ſoweit er die Schließung von Kompromiſſen mit
bürgerlichen Parteien verwirft lehnt es aber ab in bezug
auf das Verhalten der Partei bei Stichwahlen eine Direktive zu
geben

Nachmittags Sitzung
Abg Frohme bittet um Annahme Der folgenden Reſolution

die auch einſtimmig angenommen wird
Der Parteitag weiſt die Unterftellungen gegneriſcher Blätter

insbeſondere des Hamburgiſchen Correſpondenten auf Vor
ſchlag Bebel s ſei die von Frohme beantragte Tagesordnung

Sozialdemokratie und Meineid aus takliſchen Rückſichten nicht
angenommen worden als unwahr und jeder Grundlage ent
behrend zurück

Die Reſolutionen Liebknecht s und Bebel s zur Frage des Noth
ſtandes und Antiſemitismus wurden ohne Disknſſion einſtimmig
angenommen

amit ſind die Arbeiten des Parteitages beendet
Meiſt Köln ſpricht im Namen der auswärtigen Delegirten

dem Lokalkomitee den Dank aus
Singer hält eine Schlußanſprache in der er auf die Ein

müthigkeit der Partei wie ſie in den Verhandlungen zum Aus
druck gelangt ſei mit Stolz und Freude hinweiſt

Borgmann VBerlin dankt dem Bureau für ſeine Mühwaltung
Singer ſchließt die Verhandlungen um 4 Uhr mit einem
och auf die internationale völkerbefceiende Sozialdemokratie
ie Verſammlung ſtimmt begeiſtert in den Ruf ein Dit

Delegirten erheben ſich und ſingen ſtehend die Marſeillaiſe
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